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1 
Gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung

Zur allgemeinen Verteilungsentwicklung 
ist zunächst Methodisches vorauszuschi-
cken: Das Statistische Bundesamt hat mit 
seinen im September des Jahres vorgeleg-
ten Ergebnissen der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen (VGR) zugleich eine 
völlige Neuberechnung fast aller VGR-
Aggregate bis ins Jahr 1991 zurück prä-
sentiert. Grund ist eine sogenannte „gro-
ße“ Revision, die in den letzten Jahren 
neu zugängliche Datenquellen ebenso be-
rücksichtigt wie eine EU-weit vereinbarte 
Neuklassifizierung und -zuordnung von 
Wirtschaftszweigen und Güterklassen so-
wie schließlich die Umsetzung seit Jahren 
„aufgestauter“ kleinerer konzeptioneller 
Korrekturbedarfe (siehe ausführlich: Sta-
tistisches Bundesamt 2011a und b). Insge-
samt erhöhen die verschiedenen Revisions-
effekte das Niveau vieler VGR-Aggregate 
für den ganzen Revisionszeitraum seit 
1991. Aber die Relationen zwischen den 
Aggregaten haben sich nur wenig geän-
dert. Letztlich ist zwar ein komplett neuer 
VGR-Datensatz entstanden. „Da aber die 
Grundmuster der Zeitreihen im Wesent-
lichen erhalten geblieben sind, dürfte es 
keine substanziell anderen ökonomischen 
Bewertungen (der Entwicklung) geben“, so 
das Statistische Bundesamt (2011a, S. 829). 
Dem kann man sich im Prinzip auch für 
die Bewertung der Verteilungsentwicklung 
anschließen.

In den Tabellen 1 bis 3, die dieser Bei-
trag auf Basis der Berechnungen des Sta-
tistischen Bundesamtes präsentiert, wird 
deshalb auf einen eingehenden Zeitreihen-
vergleich von Vor- und Nach-Revisionsda-
ten verzichtet, zumal der beim Statistischen 
Bundesamt (2011a) detailliert vorgenom-
men wird. Die abgebildeten Zeitreihen ba-
sieren ausschließlich auf den revisionsbe-
dingten Zahlen seit 1991 – und zeigen das 
„gewohnte“ Bild: Die Lohnquoten gehen 
brutto und netto langfristig zurück; die 
Gewinnquoten steigen – jedenfalls bis zum 
Beginn der Finanzkrise 2008. Der danach 
einsetzende konjunkturelle Einbruch, der 
vor allem die Gewinneinkommen nach 
unten zog, hat diese Langfristentwick-
lung zwar umgekehrt. Aber auf der Net-
toebene ist diese Umkehrung seit 2009 
schon weitaus weniger ausgeprägt als auf 
der Bruttoebene – und klingt auf beiden 
Ebenen inzwischen auch schon wieder ab. 
Die Netto-Lohnquote (Spalte A von Tabel-
le 2) ist im 1. Halbjahr 2011 sogar schon 
wieder unter das Vorkrisenniveau gesun-
ken, auch wenn das Niveau für das Jahr 
2011 insgesamt noch wieder bis auf 43 % 
steigen könnte. Wegen der entscheiden-
den Nettoentwicklung ist der verbreitete 
öffentliche Blick auf die Bruttolohnent-
wicklung unzureichend. Zwar steigt das 
Arbeitnehmerentgelt wegen der wieder an-
gezogenen Konjunktur z.B. im 1. Halbjahr 
2011 mit 5,1 % scheinbar stark. Doch 1,4 
Prozentpunkte davon sind auf die Zunah-
me der Beschäftigtenzahl zurückzuführen. 
Und der gleichzeitig geringe Zuwachs der 
Unternehmens- und Vermögenseinkom-
men auf gesamtwirtschaftlicher Ebene um 

2,8 % hat mit einem Basiseffekt zu tun, der 
auf den außerordentlichen Zuwachs die-
ser Einkommen um 14,5 % im 1. Halbjahr 
2010 zurückgeht (Statistisches Bundesamt 
2011c, S. 881). Im Rahmen des verfügbaren 
Einkommens der privaten Haushalte da-
gegen sind die Einkommen aus Unterneh-
mertätigkeit und Vermögen vor Steuern 
immerhin im 1. Halbjahr 2011 um 6,5 % 
gestiegen (ebd. S. 882). 

Es bewahrheitet sich demnach erneut 
auch am aktuellen Rand, was an Ursa-
chen hinter den Quotenentwicklungen 
steht: Die Arbeitnehmer bzw. ihre Löhne 
nehmen nach Abebben der Krise wieder 
nicht ausreichend am wirtschaftlichen 
Erfolg teil. Und ob sie vielleicht 2012 
eine Chance zum „Nachholen“ haben 
werden, wie häufig propagiert und er-
hofft, wird angesichts schon vorhande-
ner und absehbarer Konjunkturrisiken 
immer unwahrscheinlicher. Statt einer 
angemessenen Beteiligung am Erfolg 
werden ihre Lohneinkommen weiter 
überproportional der Finanzierung des 
Sozialstaats unterworfen (Tabelle 3). Zwar 
ist ihre Lohnsteuer-Belastung seit 2009 
von hohem Niveau gesunken, aber ihre 
Beitragsbelastung gleichzeitig gestiegen. 
Die Gesamtbelastung ist 2010 nur wenig 
niedriger als 2008 und im 1. Halbjahr 2011 
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sogar schon wieder höher1. Denn zu Be-
ginn 2011 erhöhte sich der Beitragssatz zur 
gesetzlichen Krankenversicherung von 
14,9 % auf 15,5 %, wovon die Arbeitneh-
mer (unabhängig von Beitragszuschlägen 
einzelner Kassen) 8,2 % zu tragen haben, 
und der zur Arbeitslosenversicherung von 
2,8 % auf 3 %.

2 
Erwerbseinkommen im 
Einzelnen

2.1 Löhne in unterschiedlichen 
Arbeitsverhältnissen

Die „Beteiligung“ der Arbeitnehmer am 
(Wieder-)Aufschwung seit 2009/10 wird 
in der öffentlichen Debatte häufig mit dem 
zu beobachtenden Zuwachs von Stellen 
auf dem Arbeitsmarkt und darunter vor 
allem von sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnissen gleichgesetzt. 
Tatsächlich hat sich einerseits die Zunah-
me von Minijobs zuletzt stark verlangsamt. 
Aber der seit 2010 bis zum 1. Halbjahr 
2011 anhaltende Anstieg auch der sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitsplätze ist 
nicht per se positiv zu bewerten. Denn laut 
Statistischem Bundesamt (2011d) tragen 
neben geringfügiger Beschäftigung die Ar-
beitsverhältnisse Leiharbeit, Teilzeit und 
Befristung als sozialversicherungspflich-
tige Arbeitsverhältnisse rund drei Viertel 
des gesamten Beschäftigungszuwachses im 
Jahr 2010. Fortgesetzt wird damit eine Ent-
wicklung seit 2000, die man in Anlehnung 
an das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) als „Jobwunder durch 
Teilzeit“ betiteln kann. Während Teilzeit 
– ob versicherungspflichtig oder nicht – 
die Entwicklung dominiert, geht Vollzeit 
im ganzen Zeitraum absolut zurück – und 
im Ergebnis bleibt das gesamtwirtschaftli-
che Arbeitsvolumen gleich (Brenke 2011a 
und b; siehe auch Keller/Seifert 2011). Der 
Rückgang der Vollzeitstellen seit 2000 wird 
übrigens durch deren Zuwachs 2010 und 
danach nicht ausgeglichen.

Teilzeit an sich und prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse in Vollzeit wie Teilzeit, 
die häufig mit besonders niedrigen Löhnen 
verbunden sind, erklären also neben der 
allgemeinen zurückhaltenden Lohnent-
wicklung einen Großteil des Lohnquoten-
Rückgangs. Auch aktuell ist die allgemeine 
Lohnentwicklung trotz guter Konjunktur 

nicht befriedigend. Das zeigen die Lohn-
veränderungen für drei Hauptkategorien 
von Beschäftigungsverhältnissen, wie sie 
hier seit einiger Zeit auf Basis der laufen-
den Verdiensterhebung des Statistischen 
Bundesamts (2011e) für die effektiven Ar-
beitseinkommen – jeweils für West- und 
Ostdeutschland – abgebildet werden (Ta-
belle 4 und 5). 

Demnach sind dort, wo die meisten 
Personen beschäftigt sind – und prinzipiell 
den größten Beitrag zur privaten Nachfrage 
leisten könnten –, nämlich in den Dienst-
leistungen, die Verdienste 2010 nominal 
nur verhalten gestiegen. In den westdeut-
schen Dienstleistungen legten sie z. B. für 
Vollzeitbeschäftigte auf Stundenbasis ohne 
(bzw. mit) Sonderzahlungen nur um 1,3 % 
(1,1 %) zu, auf Monatsbasis wegen erhöhter 
Arbeitszeit um 1,7 % ohne Sonderzahlun-
gen. In den ostdeutschen Dienstleistungen 
betrug der Anstieg für Vollzeitbeschäftig-
te auf Stunden- wie auf Monatsbasis bei 

fast unveränderter Arbeitszeit 1,8 % bzw. 
1,9 % ohne Sonderzahlungen (1,2 % mit 
Sonderzahlungen). Angesichts einer noch 
gegenzurechnenden Steigerung der Ver-
braucherpreise um jahresdurchschnittlich 
1,1  % kann dieser Lohnanstieg keinen 
kräftigen Nachfrageimpuls erzeugen. 

Selbst die im Produzierenden Gewerbe 
2010 nominal deutlich höheren Lohnzu-
wächse sind zu relativieren: Von den 4,5 % 
Anstieg (ohne Sonderzahlungen) bei den 
Monatsverdiensten entsprechender Voll-
zeitbeschäftigter in Westdeutschland 
muss allein mit 1,9 Prozentpunkten ein 
absoluter Rückgang der Verdienste (ohne 
Sonderzahlungen) aus 2009 wettgemacht 
werden. Außerdem gehen die 4,5 % mehr 
als zur Hälfte auf die 2010 um fast eine 

Tabelle 1: Bruttolohn- und -gewinnquote – Deutschland.  
Das volkswirtschaftliche Einkommen aller Sektoren vor der  
öffentlichen Umverteilung

Volks- 
einkommen 

Tatsächliche  
Brutto- 

lohnquote3)

Tatsächliche  
Brutto- 

gewinnquote

Arbeitnehmerquote4) Struktur- 
bereinigte 

Bruttolohnquote5)

Mrd. € % % % Index6) %

– alte Bundesländer1) –
1960   122,8 60,1 39,9 77,2   92,5 65,0
1970   274,7 67,3 32,7 83,4 100,0 67,3
1980   591,0 75,2 24,8 88,3 105,9 71,0
1990   987,2 69,8 30,2 89,6 107,4 65,0
1991 1065,4 70,0 30,0 89,6 107,4 65,2

– alte und neue Bundesländer2) –
1991 1217,2 70,8 29,2 90,8 100,0 71,0
1995 1423,9 71,1 28,9 89,9   96,7 73,5
1996 1444,7 70,7 29,3 89,8   96,5 73,3
1997 1465,7 69,9 30,1 89,6   96,3 72,6
1998 1492,2 70,0 30,0 89,6   97,3 71,9
1999 1507,6 71,1 28,9 89,7   98,8 72,0
2000 1540,9 72,1 27,9 89,9 100,7 71,6
2001 1577,1 71,8 28,2 89,8 100,9 71,2
2002 1591,4 71,6 28,4 89,7 100,2 71,5
2003 1608,5 71,0 29,0 89,4   99,0 71,7
2004 1686,8 67,9 32,1 89,1   98,9 68,7
2005 1713,7 66,4 33,7 88,7   98,3 67,5
2006 1808,7 63,9 36,1 88,6   98,8 64,7
20077) 1877,3 63,2 36,8 88,7 100,6 62,8
20087) 1894,2 64,9 35,1 88,9 102,0 63,6
20097) 1806,2 68,2 31,8 88,9 102,1 66,8
20107) 1897,8 66,5 33,5 88,9 102,6 64,8
2011/1 Hj.7)   945,0 66,7 33,3 88,8 103,1 64,7
1) Angaben für 1960 nach dem aufgegebenen deutschen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, ab 1970 nach dem 
– für Westdeutschland zurückgerechneten – Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen(ESVG). – 2) An-
gaben auf Basis des ESVG. – 3) Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit (im ESVG: des Arbeitnehmerentgelts) 
einschließlich der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung am Volkseinkommen. – 4) Anteil der beschäftigten Arbeitnehmer 
an den Erwerbstätigen (Inland). – 5) Bereinigt vom Einfluss, der sich aus der Änderung der Erwerbstätigenstruktur ergibt. Die 
Arbeitnehmerquote des Jahres 1970 bzw. 1991 wird über alle Jahre hinweg konstant gehalten. – 6) Für die alten Bundesländer 
1970 = 100, für Deutschland 1991 = 100. – 7) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen,  
Stand: Aug. 2011); Berechnungen des Autors.

1	 Auf problematische eingerechnete Sozialversi-
cherungsbeiträge wie darin nicht eingerechnete 
Gesundheitslasten wurde im letztjährigen Vertei-
lungsbericht hingewiesen (Schäfer 2010).
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Stunde erhöhte Arbeitszeit zurück. Die 
Stundenlöhne im westdeutschen Produ-
zierenden Gewerbe sind 2010 bei Vollzeit 
und ohne Sonderzahlungen nur um 2,1 % 
gestiegen – genauso stark oder schwach 
wie im noch krisenbetroffenen Vorjahr. 
Zwar bessert sich im laufenden Jahr bei 
den Vollzeitbeschäftigten die Einkom-
mensentwicklung deutlicher: die Brut-
tomonatsverdienste stiegen zuletzt im 
2. Quartal 2011 um 4,2 % bei einem al-
lerdings ebenfalls beschleunigten Preis-
auftrieb von 2,3 % im Vergleich zum 2. 
Quartal 2010. Hauptursache sind hier die 
starken Nominallohnanstiege im Verar-
beitenden Gewerbe, bedingt durch eine 
erneute Zunahme der bezahlten Arbeits-
zeit sowie gleichgewichtig höhere Stun-
denlöhne wie höhere Sonderzahlungen 
(Statistisches Bundesamt 2011f.).

Aber diese kurzfristige Entwicklung in 
den Jahren 2010/11 wird wieder relativiert, 
wenn man sie in die längerfristige einfügt, 
die von überwiegenden Reallohnverlusten 
gekennzeichnet ist. Entsprechende Berech-
nungsergebnisse für den Zeitraum 2000 bis 
2010 hat im Sommer d.J. das DIW vorge-
legt, und zwar mit Hilfe des Sozio-oeko-
nomischen Panels (SOEP) auf Basis von in-
flationsbereinigten Monatslöhnen (Grabka 
2011) wie von preisbereinigten Stunden-
löhnen (Brenke/Wagner 2011).2 Danach 
treffen die Reallohnverluste nicht nur den 
Durchschnitt der individuellen Lohnemp-
fänger (mit ca. 2 % im ganzen Zeitraum), 
sondern auch – zumindest in den letzten 
fünf Jahren – alle Gruppen (Dezile) vom 
untersten bis zum obersten Lohnrand. Die 
Gruppen mit den niedrigsten Löhnen sind 
besonders negativ betroffen. Zumindest 

Letzteres wird bekräftigt durch eine Stu-
die des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) (Möller 2011), 
wenn man die dort untersuchten gering 
qualifizierten Beschäftigten zum Teil mit 
Niedriglöhnern gleichsetzt. Möller blickt 
auf Grundlage der „IAB-Stichprobe für in-
tegrierte Arbeitsmarktbiographien“ noch 
weiter zurück bis 1990 und kommt insge-
samt zu dem Schluss: „Dabei hat sich die 
(Reallohn)Schere zwischen niedrigen und 
mittleren Löhnen in etwa gleich schnell 
geöffnet wie die zwischen mittleren und 
höheren Verdiensten“ (ebd., S. 4).

Neben den Lohnzuwächsen sind natür-
lich auch die erreichten Lohnniveaus von 
wesentlicher sozialer und ökonomischer 
Bedeutung, z.B. beim aktuellen Vergleich 
zwischen ostdeutschen und westdeutschen 
Niveaus. Die entsprechende Relation in 
Prozent der westdeutschen Niveaus zeigt 
mehr oder weniger unveränderte Lohn-
lücken im Osten (viertletzte und letzte 
Spalte in Tabelle 5). Dort ist der Vergleich 
auf Stundenbasis vorgenommen worden 
und ergibt für das Produzierende Gewerbe 
und darin Vollzeit (Teilzeit) ein Anpas-
sungsniveau an den Westen von lediglich 
66,8 % (63,7 %) ohne Sonderzahlungen 
– und von 64,3 % (61,0 %) mit Sonder-
zahlungen. Mit durchschnittlich weniger 
Sonderzahlungen und gleichzeitig mehr 
Arbeitszeit (rund 1,1 Wochenstunden) 
als im Westen werden die ostdeutschen 
Beschäftigten zusätzlich „diskriminiert“. 
Da ist es wenig Trost, dass durch die län-
gere Arbeitszeit in den neuen Bundeslän-
dern der Verdienstabstand zum Westen 
auf Monatsbasis etwas geringer ausfällt. 
Wenn der Fachkräftemangel und sogar der 
Arbeitskräftemangel für Ostdeutschland 
besonders beklagt wird, dann hat er in der 
Lohnlücke, die seit 15 Jahren besteht, eine 
wesentliche Ursache, die bis heute junge 
und qualifizierte Erwerbsfähige „auswan-
dern“ und nicht zurückkehren lässt (siehe 
z. B. Der Tagesspiegel 2011).

2.2 Gewinne der Produktions-
unternehmen

Angesichts der 2008 eingesetzten weltwei-
ten Finanz- und Wirtschaftskrise gab es 
für die zukünftige Entwicklung der Ge-
winneinkommen deutscher Unternehmen 
besonders negative Befürchtungen, weil 

Tabelle 2: Nettolohn- und -gewinnquote – Deutschland1) 2) 
Einkommen der privaten Haushalte nach öffentlicher Umverteilung  
– in % – 3) 4) 
Jahr Netto-Lohnquote5) Nettoquote monetäre  

Sozialleistungen6)
Netto-Gewinnquote7)

A3) B4) A3) B4) A3) B4)

– alte Bundesländer –1)

1960 55,8 43,7 20,9 16,4 24,4 19,1
1970 55,7 44,4 21,2 16,9 25,9 20,6
1980 52,7 43,8 26,2 21,8 24,3 20,2
1990 48,5 38,5 24,8 19,7 29,7 23,6

– alte und neue Bundesländer –2)

1991 49,3 40,7 21,7 17,9 28,6 23,6
1995 45,8 38,3 23,8 19,9 30,0 25,1
1996 45,5 38,2 24,2 20,3 29,9 25,1
1997 44,1 37,0 24,4 20,5 31,1 26,1
1998 44,3 37,1 24,4 20,5 30,9 25,9
1999 44,8 38,0 25,0 21,2 29,8 25,3
2000 45,9 38,7 24,8 20,9 28,9 24,4
2001 45,8 39,1 25,0 21,3 28,8 24,6
2002 45,5 39,0 25,5 21,9 28,6 24,5
2003 44,1 38,3 25,7 22,5 29,8 25,8
2004 44,2 37,2 25,3 21,3 30,1 25,3
2005 43,2 36,5 24,8 21,0 31,6 26,7
2006 42,4 34,7 24,2 19,8 33,0 27,0
2007 43,0 34,4 23,5 18,8 33,1 26,5
20088) 43,0 35,1 23,0 18,8 33,6 27,4
20098) 43,2 36,6 25,3 21,4 31,1 26,4
20108) 43,7 36,3 24,8 20,6 31,1 25,8
2011/1. Hj.8) 42,0 35,8 24,6 21,0 33,0 28,1
1) Bis 1990: Angaben nach dem aufgegebenen System der deutschen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (dVGR). 
– 2) Ab 1991: Angaben auf Basis des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG). – 3)  In % 
des verfügbaren Einkommens aller privaten Haushalte nach der öffentlichen Umverteilung (Spalte A). Die drei Quoten der 
privaten Haushalte addieren sich nicht genau zu 100 % wegen statistischer Abgrenzungsprobleme. – 4) In % des Volksein-
kommens aller Sektoren vor der öffentlichen Umverteilung gemäß Tabelle 1 (Spalte B). Die drei Einkommensquoten der priva-
ten Haushalte stellen zusammen zwar den Großteil des gesamtwirtschaftlichen Volkseinkommens; daneben sind aber auch 
noch die Einkommen von Unternehmen und Staat zu berücksichtigen. – 5) Nach Abzug von Lohnsteuer und Sozialabgaben. 
– 6) Im ESVG: Empfangene monetäre Sozialleistungen und übrige laufende Transfers von Staat und anderen Sektoren (ohne 
Schadensversicherungsleistungen) abzüglich: Lohnsteuer auf Pensionen, Sozialbeiträge des Staates für Empfänger sozialer 
Leistungen, Eigenbeiträge der Empfänger sozialer Leistungen, verbrauchsnahe Steuern und Verwaltungsgebühren. – 7) Diese 
Kategorie wird vom Statistischen Bundesamt nicht explizit ausgewiesen: Betriebsüberschuss/ Selbständigeneinkommen plus 
saldierte Vermögenseinkommen, abzüglich: direkte Steuern sowie Sozialbeiträge auf private Einkommen aus Unternehmertä-
tigkeit und Vermögen (direkte Steuern: veranlagte Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuer vom Ertrag, Vermögensteuer). 
– 8) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18, Stand: Aug. 2011);  
Berechnungen des Autors.

2	 Der Autor dankt Markus Grabka/DIW für die zur 
Verfügung gestellten Berechnungen.
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zunächst Umsätze und Erlöse vor allem 
in den exportorientierten Produktions-
bereichen stark einbrachen. Aber schon 
im Verlauf des Jahres 2009 verbesserten 
sich bekanntlich die Rahmenbedingun-
gen wieder, sodass sich die ursprünglichen 
Sorgen insgesamt – bei großen Unterschie-
den zwischen einzelnen Branchen – nicht 
bewahrheiteten. Zwar hat die Deutsche 
Bundesbank ihre traditionelle detaillierte 
Berichterstattung über „Ertragslage und 
Finanzierungsverhältnisse deutscher Un-
ternehmen“ für 2010 und erst recht auch 
für das laufende Jahr bisher nicht vor-
gelegt. Aber die für 2009 veröffentlichte 
entsprechende Analyse (Deutsche Bun-
desbank 2010) zeichnet selbst für dieses 
Krisenjahr ein erstaunlich robustes Bild 
der Ertragslage und verfügbaren Finanz-
mittel. Aus Sicht der Bundesbank waren 
dafür – neben der expansiven staatlichen 
Wirtschafts- und Finanzpolitik inklusive 
geförderter Kurzarbeit und einer verhalte-
nen Tariflohnentwicklung einschließlich 
genutzter Öffnungsklauseln – vor allem die 
in den Vorjahren gewonnenen Polster der 
Unternehmen durch überdurchschnittli-
che Gewinnentwicklung verantwortlich. 

Die Bundesbank schreibt z.B.: „Die 
Gesamtzahl der Unternehmenspleiten 
erreichte im Berichtszeitraum (2009) bei 
Weitem nicht den Stand der vorherigen 
Abschwungphase 2002/2003“. Und wei-
ter: „Trotz des Umsatz- und Erlösein-
bruchs erreichte das „Bruttojahresergeb-
nis… im Krisenjahr gleichwohl fast das 
Niveau von 2005 und war damit deutlich 
höher als in der recht milden konjunktu-
rellen Schwächephase Anfang der letzten 
Dekade. Insofern ist die Ertragslage der 
Unternehmen im Berichtszeitraum noch 
als vergleichsweise günstig einzustufen. 
Diese Einordnung bestätigt sich auch mit 
Blick auf die Brutto-Umsatzrendite, die 
sich 2009 um einen viertel Prozentpunkt 
auf 4 ¼ % ermäßigte. Der Höchststand 
aus dem Boomjahr 2007 wurde damit um 
einen Prozentpunkt verfehlt. Dennoch lag 
die so gemessene Rentabilität der Betriebe 
weiter spürbar über den Werten der Jahre 
2002 und 2003. Die Nettoumsatzrendite, 
die sich nach Abzug der Ertragsteuern 
vom Jahresergebnis entsprechend berech-
net, sank im Berichtszeitraum auf 3 ¼ %, 
nach 3 ½ % im Jahr 2008 und 4 % im Jahr 
2007. Insgesamt konnte die Vielzahl der 
Unternehmen in den hier erfassten Wirt-
schaftsbereichen selbst unter den sehr 
schwierigen Bedingungen der Finanz- und 

Wirtschaftskrise eine Rendite erwirtschaf-
ten, die ausreichend war, um das Vertrauen 
der Eigen- und Fremdkapitalgeber in die 
Tragfähigkeit der Geschäftsmodelle zu 
erhalten“ (Deutsche Bundesbank 2010, 
S. 34). „Die Eigenmittelausstattung aller 
erfassten Unternehmen ging 2009 leicht 
zurück (-1 ½ %), nahm im Verhältnis zur 
Bilanzsumme jedoch weiter zu. Die Eigen-
mittelquote lag etwas über 25 % und da-
mit etwa einen halben Prozentpunkt über 
den Ergebnissen der beiden Vorjahre“ (ebd. 
S. 43f.). „Die Stärkung der Risikotragfä-
higkeit, die sich an der Eigenkapitalunter-
legung der Aktiva bemisst, hat sich 2009 
mit Blick auf den Unternehmenssektor als 
Ganzes fortgesetzt“ (ebd. S. 44). 

Zur voraussichtlichen Entwicklung 
2010 vermerkt schließlich die Bundes-
bank in ihrem Bericht, der Ende 2010 mit 
schon einiger Kenntnis der entsprechen-
den Entwicklung publiziert wurde: „Aus-
wertungen von Abschlüssen größerer bör-
sennotierter Konzerne für die ersten neun 
Monate im Jahr 2010 sind ein Hinweis da-
rauf, dass sich die Brutto-Umsatzrendite 
inzwischen dem Vorkrisenniveau wieder 

angenähert haben könnte“ (S. 44). Diese 
Vorhersage hat die Bundesbank (Deutsche 
Bundesbank 2011) kürzlich erst für den 
ganzen Unternehmenssektor in einem ma-
ger kommentierten Zahlenwerk über die 
„Ergebnisse der Gesamtwirtschaftlichen 
Finanzierungsrechnung für Deutschland 
2005 – 2010“ weitgehend bestätigt. Vor al-
lem aber hat sie darin mit vielen Kennzif-
fern noch einmal die außerordentlich gute 
Gewinn- und Eigenkapitalentwicklung 
über einen längeren Zeitraum einschließ-
lich der krisenbelasteten Jahre 2008 und 
2009 eindrucksvoll betont, in der auch die 
Dominanz betrieblicher Geldvermögens-
bildung im weiteren Sinn gegenüber der 
Sachvermögensbildung hervorsticht. Das 
gilt auch für 2009 und selbst wieder für 
2010 (siehe im Einzelnen ebd., S. 68): Im 
letzten Jahr haben die Produktionsunter-
nehmen (in der Bundesbank-Begrifflich-
keit die „Nicht-finanziellen Kapitalgesell-
schaften“) zwar Netto-Investitionen nach 
Abschreibungen in Höhe von 62 Mrd. € 
getätigt, aber sie haben für 94 Mrd. Geld-
vermögen im engeren Sinn gebildet. Dar-
unter haben sie für 37 Mrd. fremde Aktien 

Tabelle 3: Abgabenbelastung von Arbeits- und Kapitaleinkommen der 
privaten Haushalte – Deutschland – in %–1)

Jahr Lohnsteuer- 
belastung der  
Bruttolöhne  

und -gehälter

Belastungen durch  
Sozialbeiträge auf  
Bruttolöhne und  

gehälter

Belastung durch  
direkte Steuern2) auf  

Gewinn- und  
Vermögens- 
einkommen

Belastung durch  
Sozialbeiträge3) 

auf Gewinn- und  
Vermögens- 
einkommen

– alte Bundesländer –
1960 6,3 9,4 20,0 3,0
1970 11,8 10,7 16,1 2,9
1980 15,8 12,8 15,3 3,9
1990 16,2 14,2 9,8 3,0

– alte und neue Bundesländer –
1991 15,9 14,0 8,6 3,1
1995 18,3 15,3 5,3 3,7
1996 17,8 15,7 4,2 4,1
1997 17,9 16,4 3,4 3,8
1998 17,9 16,4 4,6 3,7
1999 17,9 16,1 6,2 3,7
2000 17,4 15,9 7,8 3,7
2001 16,7 15,8 7,9 3,7
2002 16,7 15,9 6,8 3,7
2003 16,8 16,3 5,5 3,4
2004 15,8 16,3 5,3 3,4
2005 15,5 16,6 5,8 3,1
2006 15,8 17,0 7,0 2,9
20074) 16,3 16,8 8,2 3,0
20084) 16,7 17,0 8,6 2,9
20094) 16,2 17,6 8,8 4,2
20104) 15,3 17,7 8,2 3,9
2011/1. Hj.4) 15,8 18,2 8,6 3,6
1) In % der jeweiligen Bruttoeinkommen. – 2) Veranlagte Einkommensteuer; nicht veranlagte Steuer vom Ertrag; Vermögen-
steuer. – 3) Pflicht- und freiwillige Beiträge von Selbständigen (und Nichtselbständigen). – 4) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18, Stand: Aug. 2011);  
Berechnungen des Autors.
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Tabelle 4: Durchschnittliche effektive Arbeitseinkommen in Westdeutschland 2010 (brutto) –  
Ergebnisse der Verdienststatistik1) für verschiedene Beschäftigungsverhältnisse
Wirtschaftsbereich/  
Beschäftigungsverhältnis

Bezahlte Wochen- 
arbeits-Stunden

Monatsverdienst ohne 
Sonderz.

Monatliche  
Sonderzahlung

Stundenverdienst

ohne Sonderz. mit Sonderz.

Std. %2) € %2) € %2) € %2) € %2)

Produzierendes Gewerbe
Vollzeit alle 37,8 2,4 3395 4,5 396 3,0 20,69 2,1 23,10 1,9

Männer 37,8 2,5 3515 4,5 412 2,4 21,38 2,1 23,88 1,8
Frauen 37,3 2,1 2785 4,4 314 6,7 17,17 2,3 19,10 2,5

Teilzeit alle 23,8 2,0 1695 3,6 177 6,0 16,39 1,6 18,10 1,8
Männer 25,2 2,3 2139 4,1 263 9,7 19,51 1,7 21,91 2,3
Frauen 23,6 1,9 1622 3,4 163 4,9 15,84 1,5 17,43 1,6

Minijob3) alle -- --   303 0,3 -- -- -- -- -- --
Männer -- --   303 2,1 -- -- -- -- -- --
Frauen -- --   303 -0,7 -- -- -- -- -- --

Dienstleistungen
Vollzeit alle 39,4 0,3 3302 1,7 307 -0,6 19,30 1,3 21,09 1,1

Männer 39,6 0,4 3556 1,6 351 -0,5 20,64 1,2 22,68 1,0
Frauen 38,9 0,3 2875 1,7 233 -1,0 16,99 1,5 18,37 1,3

Teilzeit alle 23,9 0,6 1641 2,1 114 -0,9 15,79 1,5 16,89 1,3
Männer 24,9 0,6 1729 2,1 116 -4,4 15,99 1,5 16,97 1,1
Frauen 23,8 0,6 1627 2,1 115 -0,4 15,76 1,5 16,87 1,3

Minijob3) alle -- --   276 2,5 -- -- -- -- -- --
Männer -- --   265 3,8 -- -- -- -- -- --
Frauen -- --   282 1,9 -- -- -- -- -- --

Insgesamt
Westdeutschland4) 35,4 0,9 2958 2,5 292 0,4 19,22 1,5 21,12 1,4
Deutschland4) 35,6 0,8 2871 2,4 271 0,1 18,54 1,6 20,30 1,4
1) „Arbeitnehmerverdienste“ in der Fachserie 16, Reihe 2.3 des Statistischen Bundesamts; Westdeutschland inkl. Berlin. – 2) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. – 3) Für Minijobber enthält die 
Statistik keine Angaben zu Arbeitszeit und zu Sonderzahlungen. Minijobber erhalten per se keine Sonderzahlungen (oder sie werden auf den Verdienst angerechnet.) – 4) Ohne Minijobber.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2011 (Verdienststatistik); Berechnungen des Autors.

Tabelle 5: Durchschnittliche effektive Arbeitseinkommen in Ostdeutschland 2010 (brutto) –  
Ergebnisse der Verdienststatistik1) für verschiedene Beschäftigungsverhältnisse
Wirtschaftsbereich/  
Beschäftigungsverhältnis

Bezahlte Wochen-
arbeits-Stunden

Monatsverdienst 
ohne Sonderz.

Monatliche  
Sonderzahlung

Stundenverdienst

ohne Sonderz. mit Sonderz.

Std. %2) € %2) € %2) € %2) %5) € %2) %5)

Produzierendes Gewerbe
Vollzeit alle 38,9 1,5 2335   3,2 177 6,7 13,82 1,7 66,8 14,86 1,9 64,3

Männer 38,9 1,5 2423   3,2 184 5,9 14,33 1,6 67,0 15,42 1,8 64,6
Frauen 38,9 1,5 2010   3,4 154 10,4 11,90 1,9 69,3 12,81 2,4 67,1

Teilzeit alle 29,0 1,8 1317   4,9   75 15,9 10,44 3,0 63,7 11,04 3,6 61,0
Männer 29,0 4,3 16346) --6) 144 34,4 14,53 7,3 74,5 15,67 8,6 71,5
Frauen 29,0 1,2 1211   3,4   61 9,9 9,60 2,1 60,6 10,08 2,4 57,8

Minijob3) alle -- -- 261   9,4 -- -- -- -- -- -- -- --
Männer -- -- 267   5,1 -- -- -- -- -- -- -- --
Frauen -- -- 256 13,0 -- -- -- -- -- -- -- --

Dienstleistungen
Vollzeit alle 39,5 0,1 2679   1,9 156 -7,9 15,59 1,8 80,8 16,50 1,2 78,2

Männer 39,9 0,2 2734   1,9 159 -8,5 15,77 1,8 76,4 16,69 1,1 73,6
Frauen 39,2 0,1 2616   1,8 153 -7,2 15,38 1,8 90,5 16,27 1,2 88,6

Teilzeit alle 28,8 0,0 1679   1,8   92 -4,7 13,41 1,8 84,9 14,15 1,4 83,8
Männer 28,8 -0,4 1661   0,7   81 -9,9 13,29 1,1 83,1 13,94 0,6 82,1
Frauen 28,8 0,1 1682   1,9   94 -4,0 13,43 1,8 85,2 14,18 1,5 84,1

Minijob3) alle -- -- 204   4,6 -- -- -- -- -- -- -- --
Männer -- -- 200  6,2 -- -- -- -- -- -- -- --
Frauen -- -- 206  3,6 -- -- -- -- -- -- -- --

Insgesamt
Ostdeutschland4) 36,9 0,4 2342   2,2 147 -2,8 14,61 1,7 76,0 15,53 1,4 73,5
Deutschland4) 35,6 0,8 2871   2,4 271 0,1 18,54 1,6 -- 20,30 1,4 --
1) „Arbeitnehmerverdienste“ in der Fachserie 16, Reihe 2.1 des Statistischen Bundesamts: Verdienste und Arbeitskosten; Ostdeutschland ohne Berlin. – 2) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. – 
3) Für Minijobber enthält die Statistik keine Angaben zu Arbeitszeit und zu Sonderzahlungen. Minijobber erhalten per se keine Sonderzahlungen (oder sie werden auf den Verdienst angerechnet.) 
– 4) Ohne Minijobber. – 5) Relation des ostdeutschen Verdienstniveaus zum jeweiligen westdeutschen Niveau in %. – 6) Wegen zu geringer Fallzahlen werden vom Statistischen Bundesamt für 
2010 keine Monatsverdienste angegeben. Deshalb stehen hier noch die Angaben für 2009 – die in 2010 um ca. 5 % höher ausfallen dürften.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2011 (Verdienststatistik); Berechnungen des Autors.
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gekauft, für 39 Mrd. sonstige Anteilsrechte 
erworben und mit 27 Mrd. € für „Finanz-
derivate“ bezahlt. Und sie haben schließ-
lich durch Formen der Außenfinanzierung 
weiteren finanziellen Spielraum erzielt, im 
Wesentlichen durch Ausgabe bzw. Verkauf 
eigener Wertpapiere.

3 
Personelle Verteilung

3.1 Fortgesetzte Polarisierung

Auch mit neueren Informationen zur 
personellen Verteilung lässt sich das be-
kannte Bild zunehmender Ungleichheit 
fortmalen. Einerseits geben Schätzungen 
auf Basis plausibler Wirtschafts- und 
Bankeninformationen einen Zuwachs 
von Zahl und Vermögensbestand der „Su-
perreichen“ schon kurz nach der letzten 
Finanzmarktkrise auch für Deutschland 
bekannt (vgl. z.B. Manager-Magazin 2011; 
Merrill Lynch/Capgemini 2011). Aber auch 
unterhalb dieser absoluten „Spitze“ neh-
men die Einkommen z.B. von Unterneh-
mensvorständen weiter teils kräftig zu, wie 
diverse belastbarere Untersuchungen zei-
gen. So geht z.B. aus einer repräsentativen 
Befragung im Auftrag des Handelsblatts  
bei GmbH-Geschäftsführern hervor, dass 
deren Gehälter 2010 gegenüber dem Vor-
jahr um 8,1 % gestiegen sind, gemessen am 
Median-Wert (118.473 €), und sogar um 
10,1 %, wenn die Steigerung am arithme-
tischen Mittel (146.980 €) abgelesen wird 
(Handelsblatt vom 21.10.11, S. 29). Zu 
diesem Festgehalt kommen Tantiemen, 
Pensionszusagen und weitere betriebliche 
Leistungen hinzu. Solche Personen und 
ihre Wohlfahrtslage lassen sich bekannt-
lich kaum mit amtlicher Statistik oder 
Haushaltsbefragungen der Wissenschaft 
erfassen – die schon deshalb das Ausmaß 
von Reichtum und damit auch von Un-
gleichheit immer unterschätzen müssen.3 

Andererseits weisen die aktuellen Er-
gebnisse von wissenschaftlichen Haus-
haltsbefragungen, auf die Politik und Öf-
fentlichkeit nach wie vor zur Darstellung 
der Einkommens- und Vermögensver-
teilung angewiesen sind, einen weiteren 
Zuwachs an Armut aus, zumindest eine 
weitere Verfestigung von Armut – obwohl 
die Wirtschaftskrise schon im Verlauf des 
Jahres 2009 durch ein Wiederanziehen der 
Konjunktur überwunden schien. So setzt 

sich auf Basis von Daten des Mikrozensus, 
die die Bundesregierung (2011) im Som-
mer dieses Jahres zur Beantwortung einer 
parlamentarischen Anfrage verwendet 
hat, die leichte Aufwärtsbewegung der 
Armutsquote nach EU-Definition fort, 
die seit einiger Zeit verbrämend Armuts-
gefährdungsquote genannt wird: von 
14,0 % der Gesamtbevölkerung (2006) mit 
jährlich kleinen Schritten kontinuierlich 
bis auf 14,6 % (2009) (ebd., S. 3).4 Auch 
auf Grundlage der EU-weiten Erhebung 
EU-SILC, die seit Kurzem für Deutsch-
land mit dem SOEP identisch ist, lässt sich 
von 2007 auf 2008 ein Anstieg der deut-
schen Armutsquote in EU-Abgrenzung 
von 15,2 % auf 15,5 % feststellen. Das ist 
dem „Datenreport 2011“ zu entnehmen, 
der alle zwei Jahre von Statistischem Bun-
desamt, Wissenschaftszentrum Berlin 
(WZB) und Bundeszentrale für politische 
Bildung (BpB) erarbeitet und veröffentlicht 
wird (Statistisches Bundesamt et al. 2011, 
S. 154). An anderer Stelle im Datenreport 
2011 wird die EU-definierte Armutsquote 
für die deutsche Bevölkerung 2009 mit 
„nur“ 12,3  % angegeben. Doch für das 
Jahr 2009 standen für den Report aus dem 
SOEP nur Befragten-Angaben über lau-
fende Monatseinkommen zur Verfügung, 
die immer niedriger und unvollständiger 
sind als die vorerst bis 2008 verfügbaren 
Angaben zu Jahreseinkommen einschließ-
lich von Sonderzahlungen, Boni, Prämien, 
Gewinnanteilen, Zinsen usw. 

Viel entscheidender sind aber die in im 
Datenreport enthaltenen Informationen 
über die vollzogene Spreizung und Ver-
festigung der gesamten Einkommensver-
teilung, die an mehreren Indikatoren im 
Längsschnittvergleich bis 1993 und sogar 
teilweise bis 1985 zurück festgemacht wer-
den: Auf Grundlage der SOEP-Erhebungen 
zum monatlichen Haushaltsnettoeinkom-
men haben sich „Alle Indizes… gegenüber 
2001 vergrößert, das Ausmaß an Niedrig
einkommen und Armut ist auf eines der 
höchsten Niveaus der letzten beiden Jahr-
zehnte angestiegen. Zugleich haben sich 
die Einkommen der Armen immer weiter 
von der Armutsschwelle entfernt, und die 
Intensität der Armut hat sich erhöht. In 
den letzten Jahren setzt sich dieser Trend 
indes nicht weiter fort, Armuts- und Un-
gleichheitsziffern stagnieren derzeit auf 
allerdings höherem Niveau als noch in 
den beiden Dekaden zuvor. Auch bei der 
jahresbezogenen Einkommensberechnung 
weisen alle Indikatoren auf eine langjäh-

rige Zunahme der Betroffenheit und eine 
wachsende Intensität der Einkommensar-
mut hin; aber auch bei diesem Einkom-
menskonzept zeigt sich in den letzten 
Jahren eine Stagnation im Armuts- und 
Ungleichheitsverlauf“ (ebd. S. 165). 

In diesem Gesamtrahmen zeigt sich 
bei einigen Indikatoren dennoch eine 
aktuelle Fortsetzung von Polarisierung, 
wenn die Verweildauern und Betroffen-
heitshäufigkeiten im Armuts- und im 
Reichtums“sektor“ analysiert werden. 
Das geschieht im Datenreport 2011 mit 
Hilfe einer Aufteilung der privaten Haus-
halte in Quintile, d.h. in insgesamt fünf 
gleich große Bevölkerungsgruppen von je 
20 %, geordnet nach ihren aufsteigenden 
Einkommen. Danach hat sich das Risiko, 
innerhalb von vier Jahren im untersten 
Quintil mit den niedrigsten Einkommen 
zu verbleiben, über die Jahre hinweg deut-
lich erhöht: „Von 57 % in den 1980er Jahren 
auf 65 % in 2009. Der Übergang von der 
untersten in gehobene Einkommenslagen 
hat sich entsprechend verringert“ (ebd., 
S. 171). Gleichzeitig ist der Verbleib im 
obersten Quintil mit den höchsten Ein-
kommen zwischenzeitlich nur wenig ver-
ändert: Sind dort in den 1980er und 90er 
Jahren gut 66 % der Einkommensbezie-
her innerhalb von vier Jahren in diesem 
Einkommensquintil verblieben, waren es 
nach einem vorübergehend leichten An-
stieg um die Jahrtausendwende zuletzt 
2006 bis 2009 wieder knapp 66 % (ebd.). 
Die Ergebnisse dieser „Mobilitätsanalyse“ 
von Einkommen zeigen auch, „dass fast 
87 % der Personen, die im Jahr 2009 in der 
untersten Einkommensschicht und damit 
in relativer Einkommensarmut lebten, be-
reits in den vier Vorjahren (2005 bis 2008) 
zumindest einmal von Armut betroffen 
waren, darunter sind gut ein Drittel der 
Personen in diesem Zeitraum dauerhaft 
arm“ (ebd., S. 172). Für diese unterste 
Einkommensschicht gilt auch: „Der An-
teil an Personen, die im zurückliegenden 
Zeitraum von vier Jahren mindestens ein 
Mal unter der Armutsgrenze lagen, hat 
zugenommen, wobei insbesondere mehr-

3	 Gäbe es allerdings z.B. eine Vermögensteuer in 
Deutschland, ließen sich zumindest die Vermögen 
auch dieser Personen relativ gut bestimmen und 
damit indirekt, über Vermögensveränderungen, 
auch deren tendenzielle Einkommensentwicklung.

4	 Die Armuts(gefährdungs)quote umfasst alle 
Netto-Äquivalenzeinkommen, die unter der Ar-
mutsschwelle von 60 % des Einkommensmedians 
aller Haushaltseinkommen in Deutschland liegen.
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fache oder dauerhafte Armutserfahrungen 
angestiegen sind“ (ebd.). 

Weitere Indikatoren auf SOEP-Basis im 
Datenreport 2011 bestätigen noch einmal 
für die Haushaltsebene, was in Abschnitt 1 
dieses Beitrags zur gesamtwirtschaftlichen 
Verteilungsentwicklung bereits ausgeführt 
wurde: Die durchschnittliche Abgabenlast 
der Arbeitnehmer ist fast kontinuierlich 
seit den 90er Jahren gestiegen (ebd., S. 135); 
die Haushalts-Nettoeinkommen in West-
deutschland haben seit 2003 um nur 3,3 % 
zugelegt, in Ostdeutschland sind sie kons-
tant geblieben (ebd., S. 137); das Nettoein-
kommen der ostdeutschen Haushalte hat 
sich auch deshalb seit 2003, als es „schon“ 
78  % des durchschnittlichen westdeut-
schen Nettoeinkommens ausmachte, bis 
2008 wieder auf 75 % des entsprechen-
den Niveaus im Westen vermindert (ebd., 
S.136).

3.2 Öffentliche Umverteilung

Armut und Reichtum bei verfügbaren Ein-
kommen sind auch wesentlich Ergebnis von 
vorangegangener Umverteilung des Staa-
tes – nicht nur von Marktprozessen. Und 
seit Langem ist bekannt, dass insbesondere 
diverse Steuerentlastungen seit den 1990er 
Jahren zugunsten von hohen Einkommen 
und Vermögen eine zunehmende Sprei-
zung der letztlich ausgabefähigen Ein-
kommen gefördert haben ‑ begonnen mit 
der Aussetzung der Vermögensteuer unter 
Helmut Kohl, mit einem „Höhepunkt“ 
gemessen an quantitativen Dimensionen 
durch die Einkommensteuerreformen un-
ter Gerhard Schröder und einer Fortsetzung 
durch die zuletzt eingeführte Abgeltungs-
steuer auf Zins- und Veräußerungserträ-
ge unter Angela Merkel. Nun wird immer 
wieder der Versuch gemacht, trotz dieser 
einseitigen Entlastungen den gesamten 
Umverteilungsmechanismus des Staates 
und speziell auch des Abgabensystems als 
intakt bzw. gerecht darzustellen. Doch das 
ist allein schon wegen „einfacher“ gesamt-
wirtschaftlicher Daten fragwürdig, wie z.B. 
Tabelle 3 zeigt, nach der zumindest die Ein-
kommensquellen Gewinn und Vermögen 
sehr viel weniger als die Lohnquelle zur Fi-
nanzierung des Sozialstaates herangezogen 
werden. 

Solche Beschwichtigungsversuche 
werden nun gerade mit Hilfe vermeintlich 
genauerer personeller Lastenverteilungen 
unternommen. So beruft sich z. B. das Han-
delsblatt (vom 17.10.2011, S. 17) auf eine 

exklusive Untersuchung zur Steuerbelas-
tung von Managern im internationalen 
Vergleich „unter vereinfachenden Annah-
men“, die für deutsche Spitzenverdiener 
eine durchschnittliche Einkommensteu-
erlast von 40 % ermittelt haben will. Und 
auch das Statistische Bundesamt (2011f) 
bedient – wenn auch unfreiwillig – mit 
einer Pressemeldung zu ersten Ergebnis-
sen der Einkommensteuerstatistik 2007 
als letztverfügbarem Berichtsjahr die Be-
hauptung von einer „korrekten“ Lasten-
verteilung – wobei bei mancher Ergebnisre-
zeption in den Medien aus der Lohn- bzw. 
Einkommensteuer sogar „alle Steuern“ 
gemacht werden. Laut dieser Pressemel-
dung zahlen unter den Lohn- oder Ein-
kommensteuerpflichtigen die „obersten“ 
ein Prozent – mit einem Anteil an allen 
steuerpflichtigen Einkünften von 13,1 % 
– von der Summe festgesetzter Lohn- und 
Einkommensteuern 25 %; dagegen entrich-
ten die „unteren“ 50 % aller Steuerpflich-
tigen, immerhin fast 20 Mio. an der Zahl, 
mit einem Einkünfteanteil von zusammen 
14,3 % einen Anteil an allen festgesetzten 
Lohn- und Einkommensteuern von „nur“ 
3,6 %. Der damit vermittelte Eindruck ist 
aber ebenso banal wie irreführend.

Banal ist diese empirisch unterschied-
liche Verteilung zunächst einmal, weil die 
Lohn- und Einkommensteuer die einzige 
Steuerart in Deutschland mit einem ein-
gebauten Progressionseffekt ist oberhalb 
eines Grundfreibetrages zur Steuerver-
schonung des Existenzminimums der 
Erwerbstätigen. Insofern spiegelt eine 
relativ geringe Gesamtsteuerlast der unte-
ren Einkommensgruppe nur die generel-
le Intention des Systems. Problematisch 
ist jedoch, dass offenbar die Gruppe mit 
unteren Einkommen so groß ist (oder an-
ders formuliert: so viele Steuerpflichtige in 
Deutschland so wenig verdienen), dass sie 
kaum Steuern zahlen. Tatsächlich lässt sich 
die untere Hälfte aller Steuerpflichtigen 
einteilen in fünf Dezile, deren obere De-
zilgrenze – gleichzusetzen mit den maxi-
malen Einkünften jeder Dezilgruppe – bei 
den Jahreseinkünften wie folgt gestaffelt ist 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2011g): erstes 
bzw. unterstes Dezil: 1.830 €, zweites De-
zil: 5.692 €, drittes Dezil: 10.947 €, viertes 
Dezil: 16.609 €, und schließlich fünftes 
Dezil: 22.507 €. Der Begriff der steuerli-
chen „Einkünfte“ bezieht sich dabei in der 
Steuerstatistik auf effektive Einkommen 
nach Abzug von Grundfreibetrag, Wer-
bungskosten und Betriebsausgaben, aber 

vor Abzug z.B. von Sonderausgaben und 
erst recht vor Steuern. Die meisten der in 
der unteren Einkünftehälfte angesiedelten 
Steuerpflichtigen dürften allerdings auf-
grund eines Arbeitnehmerstatus keine Be-
triebsausgaben und eher wenig Werbungs-
kosten haben. Außerdem ist zusätzlich zu 
beachten: Der Begriff der Steuerpflichti-
gen schließt auch zusammen veranlagte 
Ehegatten ein, die beide erwerbstätig sein 
können. Mit anderen Worten: Viele der 
ohnehin schon niedrigen Einkommen in 
diesem Einkünftebereich werden faktisch 
von zwei Personen aufgebracht. Die ent-
scheidende Frage beim Blick auf diese un-
tere Gruppe müsste also lauten: Verdienen 
diese Personen eigentlich genug?

Der zuletzt genannte Aspekt – zu-
sammen veranlagte Ehepartner unter den 
Steuerpflichtigen – spielt natürlich auch 
bei den „oberen“ 1  % der Steuerpflich-
tigen eine Rolle, deren untere Einkünf-
tegrenze bei 175.000 Euro im Jahr 2007 
liegt. Ihre Einkünfte können ebenfalls von 
zwei erwerbstätigen Personen aufgebracht 
worden sein. Allerdings werden in diesen 
Einkünfte- bzw. Einkommensregionen 
Betriebsausgaben und Werbungskosten 
eine wesentlich größere Rolle spielen. 
Trotzdem ist hier eher zu fragen: Zahlen 
diese Kreise eigentlich genug Steuern? Die 
Frage gilt genauso gut für diejenigen Steu-
erpflichtigen unterhalb der oberen 1 %, 
z.B. für die oberen 10 % bzw. das oberste 
Dezil, deren Einkünfte im Jahr 2007 bei 
63.478 € beginnen. Denn laut Steuersta-
tistik 2007 beträgt bezogen auf ihre steu-
erlichen Einkünfte die durchschnittliche 
Steuerlast der oberen 1 % (10 %) der Steu-
erpflichtigen 33 % (26,2 %), bezogen auf 
ihre verfügbaren Einkommen also noch 
weniger. Bekanntlich haben z.B. gerade 
Selbstständige und Unternehmer einen 
gewissen Spielraum, Steuerpflichten zu 
vermindern, indem sie etwa private Aus-
gaben als Betriebsausgaben deklarieren. 
Oder die Steuerpflichtigen geben einen 
Teil ihrer Einkommen gar nicht an und 
hinterziehen somit Steuern. Das weiß der 
Fiskus selbst seit Langem und versucht 
es mehr schlecht als recht z.B. durch den 
Ankauf von „Steuer-CDs“ mit den Daten 
über Steuerflüchtlinge oder durch das 
deutsch-schweizerische Steuerabkom-
men einzudämmen. Schließlich kommt 
auch eine eingehende Untersuchung der 
Steuerbelastung sehr hoher Einkommen 
zu dem Ergebnis, dass diese nach den vie-
len Entlastungen im Durchschnitt zuletzt 
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etwas mehr als 30 % beträgt, was zu der 
Bewertung führt: „Die Reichen kommen 
zu leicht davon“ (Corneo 2011; vgl. auch 
Bach et al. 2011).

Spätestens jetzt muss betont werden, 
dass die Fokussierung auf die Lasten von 
Lohn- und Einkommensteuer ohnehin 
problematisch ist, weil diese Steuerart nur 
ca. ein Drittel aller Steuereinnahmen des 
Staates ausmacht. Nimmt man aber alle 
Steuerarten und -einnahmen in den Blick, 
wird die ganze Misere der ungleichen Las-
tenverteilung deutlich (Tabelle 6): Nicht 
nur bei der Entstehung von Einkommen 
fallen Steuern an, sondern auch und gera-
de bei der Einkommensverwendung. Und 
deswegen finanzieren aktive und ehemali-
ge Arbeitnehmer mit ihren Familien schon 
lange über die sogenannten Massensteuern 
weit überwiegend den Sozialstaat, weil zu-
mindest Verbrauch- und Umsatzsteuern in 
die Konsumentenpreise eingehen. Dagegen 
hat das Gewicht der sogenannten Gewinn-
steuern, über deren Überwälzung man 
auch noch streiten könnte, im Zeitverlauf 
an Bedeutung für die Finanzen des Sozi-
alstaats deutlich verloren. Das gilt auch, 
wenn man die zuletzt in Deutschland noch 
wenigen Vermögensteuern im weiteren 
Sinn hinzurechnen wollte: Erbschaftsteu-
er, Grund- und Grunderwerbsteuer mach-
ten 2010 nur 4,0 % am gesamten Steuer-
aufkommen aus. Und vor allem Letztere 
werden über Mieten und selbst genutzte 
Immobilien auch wieder überwiegend von 
abhängig Beschäftigten aufgebracht.

4 
Wann endlich lernt die 
Politik?

Die hier vorgestellten aktuellen Daten 
bekräftigen die seit Langem gültige Ein-
schätzung, dass sich die Verteilung äu-
ßerst ungünstig zulasten der abhängig 
Beschäftigten und auch des Sozialstaats 
entwickelt hat. In diesem Rahmen von un-
gleicher werdender Markt-Erstverteilung 
und ungleicherer Staats-Umverteilung 
haben auch die letzten Jahre die soziale 
Spaltung der Gesellschaft und die finan-
zielle Austrocknung des Staates zumindest 
verfestigt. Die Spaltung schlägt sich vielfäl-
tig nieder in Einkommensdifferenzen und 
damit verbundenen Unterschieden der 
Lebenschancen zwischen Arm und Reich, 
Mann und Frau, West und Ost, Bürger mit 
und ohne Migrationshintergrund usw. Zu-
nehmend stimmen ebenfalls seit Langem 
Sozialwissenschaftler und Ökonomen 
darin überein, dass diese Entwicklung, 
die bekanntlich nicht auf Deutschland 
beschränkt ist, neben massiven sozialen 
auch gravierende ökonomische Folgen er-
zeugt. Nationale Ungleichheiten werden 
dabei fataler Weise über den Welthandel 
mit Gütern und Dienstleistungen ein-
schließlich Finanzdienstleistungen zu 
internationalen Ungleichgewichten mit 
kumulierenden Risiken (vgl. hierzu auch 
Lehndorff in diesem Heft). Und die Risi-
ken haben sich teilweise schon heftig rea-
lisiert: z.B. im problematischen Verhältnis 
zwischen Exportüberschuss-Ländern, die 

damit Arbeitslosigkeit exportieren, und 
Importüberschuss-Ländern, die die Ein-
fuhr von Arbeitslosigkeit meist auch noch 
mit zusätzlicher Verschuldung bezah-
len müssen; aber z.B. auch in der letzten 
Weltfinanzkrise, die 2008 im Wesentlichen 
durch ungleichheitsbedingte Werte- und 
Spekulationsblasen bei US-Immobilien 
begann und heute jederzeit wieder durch 
neue Preisblasen etwa bei Rohstoffen oder 
Nahrungsmitteln angefacht werden könn-
te. Schließlich ist auch momentan die soge-
nannte Griechenland- bzw. Eurokrise nur 
eine weitere konkrete Fortsetzung dieser 
Risiken. Spätestens wegen dieser Risiken 
ist die der Ungleichheits-Entwicklung zu-
grunde liegende Konzeption von privaten 
Märkten und staatlicher Wirtschaftspoli-
tik, der Neoliberalismus, nicht zu halten 
(siehe zu dieser Einschätzung generell z.B. 
Fitoussi/Stiglitz 2009; Wilkinson/Pickett 
2010; Rodrik 2011; Horn 2011; van Treeck 
2011).

Tatsächlich war zumindest die Poli-
tik durch die Finanzmarktkrise und ihre 
Folgen in ihrer bisherigen neoliberalen 
Grundüberzeugung so irritiert, dass sie 
sogar über eine radikale Umkehr nach-
dachte, um insbesondere das freiwillig 
an die Märkte abgegebene politische Heft 
zurückzugewinnen. Aber während frühe-
re Vordenker und Verkünder der neolibe-
ralen Konzeption die Umkehr scheinbar 
vollzogen haben,5 fällt die deutsche und 
europäische Politik wieder ins alte Den-

Tabelle 6: Die gesamte Steuerlastverteilung in Deutschland – in % –
1960 1970 1980 2000 2005 2007 2009 2010 20117)

Anteil der „Massensteuern“ am gesamten Steueraufkommen
Lohnsteuer1) 2) 11,8 22,8 30,6 31,6 28,0 26,0 27,4 25,7 25,8
Umsatz- und Verbrauchsteuern3) 21,7 17,4 25,6 34,3 36,2 35,9 38,1 38,2 38,0
Mineralöl- bzw. Energiesteuer4) 3,0 7,5 5,8 8,2 8,9 7,2 7,6 7,5 7,2
Zusammen 37,5 47,7 62,0 74,1 73,1 69,1 73,1 71,4 71,0
Anteil der Gewinnsteuern am gesamten Steueraufkommen
Veranlagte Einkommensteuer1) 5) 13,5 10,4 10,1 2,9 2,4 4,9 5,3 6,2 5,3
Nicht veranlagte Steuer v. Ertrag1) 1,2 1,3 1,2 2,9 2,3 2,7 2,5 2,6 3,1
Körperschaftsteuer1) 9,5 5,7 5,8 5,1 3,8 5,0 1,5 2,4 2,6
Gewerbesteuern 10,5 7,9 7,8 5,8 7,1 7,5 6,2 6,7 7,0
Zinsabschlag/Abgeltungssteuer1) 6) -- -- -- 1,6 1,6 2,2 2,5 1,7 1,5
Zusammen 34,7 25,5 24,9 18,3 17,2 22,3 18,0 19,6 19,5
Anteil der sonstigen Steuern am gesamten Steueraufkommen8)

Zusammen 27,8 27,1 13,1 7,6 9,7 8,6 8,9 9,0 9,5
1) Einschließlich Solidaritätszuschlag. – 2) Nach Abzug des seit 1996 aus dem Lohnsteueraufkommen gezahlten Kindergeldes und der Altersvorsorgezulage für die Riesterrente (zus. 2010: 41,4 
Mrd. €). – 3) Neben Umsatzsteuern ausgewählte Verbrauchsteuern: Strom-, Tabak-, Branntwein-, Kaffeesteuer. – 4) 2006 Bemessungsgrundlage erweitert (mit geringfügigen Auswirkungen auf 
das Steueraufkommen) und umbenannt in Energiesteuer. – 5) Nach Abzug der aus dem Aufkommen der veranlagten Einkommensteuer gezahlten Investitionszulagen, Eigenheimzulagen und 
Erstattungen an Arbeitnehmer (2010 zusammen 31,5 Mrd. €). – 6) Ab 2009 Abgeltungssteuer auf Zins- und Veräußerungserträge. – 7) Prognose des Arbeitskreises Steuerschätzung. – 8) Darunter 
z .B. 2010 Erbschaftssteuer 0,8 %; Versicherungssteuer 1,9 %; Kfz-Steuer 0,8%.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen/Arbeitskreis Steuerschätzung (Mai 2011); Berechnungen des Autors.

5	 Siehe z.B. Moore (2011) und Schirrmacher (2011) 
mit ihren gleich betitelten Beiträgen: „Ich beginne 
zu glauben, dass die Linke recht hat.“
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ken zurück. Am Beispiel der Griechen-
land- und Euro-„Rettungsmaßnahmen“ 
wird das besonders deutlich. Man liefert 
sich nach wie vor der „unsichtbaren Weis-
heit“ der ratenden Finanzmärkte aus und 
verordnet Griechenland ein radikales 
Sparprogramm, das sozial, gesellschaft-
lich und ökonomisch kontraproduktiv ist. 
Der durchs Sparen eingetretene Einbruch 
des griechischen Wachstums hat das schon 
hinlänglich gezeigt – und gleichzeitig die 
Finanznöte Griechenlands nur erhöht. 
Selbst der Internationale Währungsfonds 
(IWF) bescheinigt inzwischen auf Basis 
früherer Erfahrungen solcher Austeritäts-
politik negative Wirkungen (Guarjado 
et al. 2011). Trotzdem wird die Spardosis 
für Griechenland weiter verstärkt – und 
wird als Giftdosis beim Patienten wirken 
(vgl. z.B. Fricke 2011; IMK 2011a). Und die 
Umsetzung der Sparpolitik scheint unter 
den Griechen wieder nicht die eigentlichen 
Adressaten zu treffen, die trotz privaten 
und betrieblichen Reichtums bisher ihre 
Steuern weitgehend verweigerten. Schließ-
lich gefährdet die Sparpolitik dort auch 
deshalb das Vertrauen ins politische Sys-
tem und das „europäische Projekt“. Am 
Problematischsten aber ist, dass Griechen-
land nur als vordergründiges Beispiel steht 
für ähnliche Prozesse in Portugal, Spanien, 
Rumänien und anderen EU-Ländern. Auch 
in Deutschland ist angesichts der Kostenri-
siken von Banken- und Griechenlandret-
tung eine Verschärfung der durch die 
Schuldenbremse ohnehin angelegten Spar-
politik nicht unwahrscheinlich – erst recht, 
wenn zur selbst verursachten Bremsung der 
deutschen Exporte aus den europäischen 
„Krisenländern“ eine fremdbestimmte aus 
den noch boomenden asiatischen Länder 
dazukommt und so der einzige und gleich-
zeitig besonders verwundbare Wachstums-
faktor Export wieder erlahmt. 

Bevor also das europäische Wohl-
fahrts- und Sozialstaatssystem noch mehr 
infrage gestellt wird als bislang, muss die 
Politik ihre Lernunwilligkeit endlich auf-
geben und einen entschieden neuen Kurs 
einschlagen. Die deutsche Opposition 
scheint sich dazu anzuschicken: Alle dor-
tigen Parteien haben Steuererhöhungsvor-

schläge entwickelt, die von erhöhten Spit-
zensteuersätzen bei der Einkommensteuer 
über eine wieder eingeführte – befristete 
oder unbefristete – Vermögensteuer bzw. 
Vermögensabgabe bis hin zu einer Finanz-
markttransaktionssteuer reichen. Doch 
auch solche Vorhaben, selbst wenn sie nicht 
auf dem Papier bleiben würden, genügen 
allein für eine wirkliche Umkehr nicht. 
Dazu sind neben Finanzierungsmechanis-
men auch viele Regulierungsmechanismen 
des Staates völlig neu auszurichten, die als 
Rahmenbedingungen die negativen Folgen 
der vorhandenen Verteilung einfangen und 
die Voraussetzung für eine bessere Vertei-
lung schaffen. Und schließlich ist für eine 
entschiedenere Umkehr auch eine neue 
Gesellschaftspolitik notwendig, für die im 
vorliegenden Heft der WSI-Mitteilungen 
auch andere Beiträge plädieren.

Hier sollen zur Unterlegung einer 
solchen Umkehrstrategie nur wenige ver-
teilungspolitische Maßnahmen genannt 
werden, die die in früheren WSI-Vertei-
lungsberichten geforderten ergänzen: 

(1) Spätestens die hessische „Steuerfahn-
der-Affäre“ aus der Ära des früheren 
Ministerpräsidenten Koch belegt, dass 
der deutsche Steuervollzug von der Län-
der- in die Bundesverantwortung über-
führt werden muss, um „kleinstaatlichen“ 
heimlichen Steuersenkungswettbewerb zu 
unterbinden. 

(2) Die erst vor Kurzem eingeführte Abgel-
tungssteuer auf Zins- und Veräußerungs-
erträge ist in eine Abschlagsteuer umzu-
wandeln, aber als Quellensteuer mit einem 
deutlich höheren Steuersatz zu erhalten; 
dann würde sie – übrigens nach Schweizer 
Vorbild für schweizerische Steuerbürger – 
nicht nur wie bisher von allen deutschen 
Kapitalsammelstellen an den Fiskus bei 
jedem Euroertrag automatisch abgeführt; 
sie würde zusätzlich wegen ihrer Höhe von 
z.B. 40 % die betroffenen Steuerpflichtigen 
zwingen, durch Veranlagung bzw. durch 
Offenlegung aller ihrer Einkommensver-
hältnisse gegenüber dem Fiskus wenigs-
tens einen Teil der hohen Abschlagsteuer 
zurückzuholen. 

(3) Das von der jetzigen Bundesregierung 
ausgehandelte Steuerabkommen mit der 
Schweiz zur Abgeltung von dort hinterzo-
genen Steuern durch die Geldanlage deut-
scher Steuerpflichtiger sollte auf keinen 
Fall Gesetz werden, weil es immer noch 
viele Schlupflöcher bietet und vor allem 
als faktische Steueramnestie ein proble-
matisches politisches Signal setzt (vgl. auch 
Tax-Justice-Network 2011).

Aus diesen kleinteiligen Vorschlägen darf 
allerdings nicht der Schluss gezogen wer-
den, die Verteilungsfragen seien nachran-
gig angesichts der anstehenden Herausfor-
derungen, wie zuallererst die Bewältigung 
der „Europäischen Krise“. Im Gegenteil: 
Weil die aktuelle Krise des Euro, des Pro-
jekts Europa, der politischen Glaubwür-
digkeit ursächlich mit Ungleichheiten 
zu tun hat, die früher schon nationale 
Krisen in Form von sozialer Ungerech-
tigkeit, gesellschaftlicher Spaltung und 
unzureichender Binnennachfrage erzeugt 
haben, folgen daraus möglicherweise im 
Zusammenwirken sogar Beschädigungen 
des demokratischen Systems. Der soziale 
Unfrieden in Griechenland angesichts der 
aufgezwungenen Sparpolitik ist vielleicht 
nur ein Vorspiel6. Aber man sollte es auf 
den Eintritt des Endspiels gar nicht erst 
ankommen lassen und die Verteilungsfra-
ge rechtzeitig als prioritäre Schlüsselfrage 
angehen und die Probleme lösen. Der poli-
tische Ernst, der dabei zum Zuge kommen 
müsste, geht aus der Formulierung eines 
Journalisten treffend hervor, indem er das 
Motto der amerikanischen Unabhängig-
keitsbewegung gegen die Steuer pressende 
englische Kolonialmacht umdreht: „No re-
presentation without taxation“ (Schieritz 
2011) – und gemeint ist natürlich: Keine 
wirkliche Demokratie ohne gerechte und 
ergiebige Besteuerung; oder noch kürzer: 
ohne Umverteilung von oben nach unten. 

6	 Zu alternativen Lösungswegen des griechischen 
„Problems“, das auch von Griechenland selbst 
verschuldete Reformdefizite einschließt, siehe z.B. 
IMK 2011b.
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